
 

 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben wesentliche Änderung einer Anlage für den Bau und die Montage 

von Elektrofahrzeugen mit einer Kapazität von jeweils 100.000 Stück oder mehr je Jahr 
in 15537 Grünheide (Mark) 

    
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 

Vom 1. April 2025 
 
 

Die Firma Tesla Manufactoring Brandenburg SE, Tesla Straße 1 in 15537 Grünheide (Mark) 
beantragt die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf dem Grundstück in 15537 Grünheide (Mark) in der Gemarkung Grünheide, Flur 9, 
Flurstück 610 die Anlage für den Bau und die Montage von Elektrofahrzeugen wesentlich zu 
ändern. (Az.: G01125) 
 
Die wesentliche Änderung beinhaltet den Einbau eines Wärmetauschers in der regenerativen 
thermischen Oxidation (RTO) des Abluftreinigungssystem der Lackiererei. 
 
Bei der Bestandsanlage handelt es sich um eine Anlage der Nummer 3.24 G in Verbindung 
mit Verbindung mit den Nummern 1.2.3.1 V, 3.4.1 GE, 3.8.1 GE, 3.10.1 GE, 3.10.2 V, 5.1.1.1 
GE, 5.1.1.2 V, 5.11 V, 8.10.1.1 GE, 8.10.1.2 V, 8.10.2.1 GE, 8.11.2.1 GE, 8.11.2.4 V, 8.12.1.1 
GE, 8.12.1.2 V, 8.12.2 V, 8.12.3.1 G, 8.12.3.2 V, 9.1.1.1 G, 9.3.1 G, 9.3.2 V, 9.11.1 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und um ein 
Vorhaben nach den Nummern 1.2.2.1 S, 3.5.1 X, 3.9.1 A, 3.14 A, 8.7.1.2 S, 9.1.1.2 A, 9.3.2 A 
in Verbindung mit Nummer 13.3.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).  
 
Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine 
Vorprüfung durchzuführen. 
 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen. 
 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien: Für das Fundament des 
Wärmetauschers wird eine Fläche von 25,58 m² zentral auf dem Gelände der 
Elektrofahrzeugfabrik neu versiegelt. Die Fläche ist auf allen Seiten von bestehenden 
baulichen Anlagen umgeben. Der Wärmetauscher wird an einem bestehenden Schornstein 
errichtet und fügt sich optisch in das Anlagebild ein. Das Vorhaben hat keine zusätzlichen 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild sowie auf das umliegende Landschaftsschutzgebiet 
„Müggelspree-Löcknitzer Wald- und Seengebiet“. Das Vorhaben hat keine relevanten 
Auswirkungen auf die nächstgelegenen FFH-Gebiete, Naturschutzgebiete, Nationalparke, 
Naturparke, Biosphärenreservate, Naturdenkmäler oder geschützte Landschaftsbestandteile. 
Es ist mit keiner erheblichen Beeinträchtigung der gesetzlich geschützten Biotope durch 
Stickstoffeinträge zu rechnen. Die Luftschadstoffimmissionen unterschreiten bereits die 
Irrelevanzschwellen der maßgeblichen Luftschadstoffe bzw. wird der Beurteilungswert 
eingehalten. Von dem Wärmetauscher gehen keine Lärm- und Geruchsemissionen aus. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.  
 
Rechtsgrundlagen  
 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 



 

 

BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I 
S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 58) 
 
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
12. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 355) 
 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) 
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